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Das Wind-an-Land-Gesetz – neue Grundlagen für 
die Flächenbereitstellung für die Windenergie  
Benz/Wegner, Zeitschrift für Neues Energierecht (ZNER), 2022, Heft 4, S. 367 -377  

 
Mit dem Gesetz zur Erhöhung und Be-
schleunigung des Ausbaus von Wind-
energieanlagen an Land (WaLG) wur-
den die rechtlichen Grundlagen der Flä-
chenausweisung für die Windenergie 
an Land grundlegend reformiert. 

Das neu geschaffene Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz (WindBG), als we-
sentlicher Teil des WaLG, soll das 2 %-
Flächenziel für die Windenergie umset-
zen. Indem die Ausweisung ausreichend 
vieler Flächen gewährleistet wird soll es 
die Grundlage für das Erreichen der 
Ausbauziele des EEG 2023 schaffen. Zu 
diesem Zweck verknüpft das Windener-
gieflächenbedarfsgesetz die Flächenbe-
reitstellung in den Ländern mit den 
Ausbauzielen für die Windenergie an 
Land nach § 4 Nr. 1 EEG 2023. Konkret 
werden die Länder gemäß § 3 Abs. 1 
WindBG verpflichtet, bis Ende 2027 
Windenergiegebiete im Umfang von 
durchschnittlich 1,4% und schließlich bis 
Ende 2032 von durchschnittlich 2% der 
Flächen der Länder auszuweisen.  

Die im WindBG vorgegebenen Flächen-
ziele für die Windenergie werden durch 
grundlegende Änderungen der Pla-
nungsinstrumente für die Ausweisung 
von Flächen für Windenergieanlagen 
flankiert. Dies soll sowohl zu einer Pla-
nungsbeschleunigung als auch zu einer 
-vereinfachung und damit zu mehr 
Rechtssicherheit und einer höheren Ge-
richtsfestigkeit der Pläne führen. Zentral 
sind hierfür die punktuelle Änderung 
der Außenbereichsprivilegierung nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB unter Beibehal-
tung ihrer für die Windenergie so positi-
ven Wirkungen sowie der damit einher-
gehende Abschied von den bisherigen 
Konzentrationszonenplanungen im 

Sinne des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB zuguns-
ten von klassischen Positivplanungen. 

Mit dem WaLG hat sich der Gesetzgeber 
dafür entschieden an einer (gesamt-) 
planerischen Flächenausweisung fest-
zuhalten, die nicht unerheblich Zeit be-
ansprucht. Auch die kurzfristige Flä-
chenbereitstellung wird jedoch adres-
siert, wenn hier auch Spielräume unge-
nutzt blieben. Unter anderem ermög-
licht § 245e Abs. 3 BauGB Repowering-
vorhaben an Standorten, an denen sie 
bislang planerisch ausgeschlossen wa-
ren. Im Hinblick auf die sogenannte iso-
lierte Positivplanung, die ebenfalls kurz-
fristige Flächenbereitstellungen ermög-
licht, hat es der Gesetzgeber hingegen 
unterlassen eine ausdrückliche Rege-
lung zu treffen und damit Rechtssicher-
heit für dieses „abkürzende“ Vorgehen 
zu schaffen. 

Kernergebnisse  

▶ Um die Ausbauziele für die Windener-
gie zu erreichen, gibt das Windflächen-
bedarfsgesetz den Ländern klar vor, 
wie viel Fläche in den Ländern für die 
Windenergie bis Ende 2027 bzw. Ende 
2032 auszuweisen ist. 

▶ Die Flächenausweisung wird gleichzei-
tig vereinfacht. Dies geschieht vor al-
lem, indem von den bisherigen Kon-
zentrationszonenplanungen zugunsten 
von klassischen Positivplanungen Ab-
schied genommen wird. Dies sollte die 
Planungen rechtssicherer machen und 
auch beschleunigen. 

▶ Das Wind-an-Land-Gesetz enthält zwar 
Regelungen für die kurzfristige Flä-
chenbereitstellung, allerdings blieben 
in dieser Hinsicht weitere gesetzgebe-
rische Spielräume ungenutzt. 

 


